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1. Vorwort 

 
Richtung Inklusion - Die Entwicklung der Hilfeplanung in Westfalen-Lippe 

Fachtagung am 22. September 2011 

 

Inklusion und Hilfeplanung - Zwei Begriffe, die nur auf den ersten Blick wenig miteinander 

zu tun haben. Personenorientierte Hilfeplanung ist einer, wenn nicht der Kernprozess, um 

Aussonderung von Menschen mit Behinderungen zu vermeiden.  

 

Die Landschaftsverbände haben sich bereits seit dem Jahre 2003 auf den Weg gemacht, 

durch bessere Hilfeplanung mehr Menschen den Weg in das Ambulante Wohnen zu 

ebnen. Jetzt arbeiten sie daran, ein einheitliches Hilfeplanverfahren zu verwirklichen. 

Dieses muss u. a. den Anforderungen des Deutschen Vereins gerecht werden.  

 

Über den Stand der Entwicklung in Westfalen-Lippe haben sich auf der Fachtagung 258 

Menschen informiert. Fachleute der örtlichen Sozial- und Gesundheitsämter, der 

öffentlichen und freien Trägern, Vertreter der Betroffenen und der Interessensverbände 

sowie Politiker der Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe ließen sich aus erster Hand 

von den externen Beratern des LWL, Herrn Dr. Heinz Jaschke, Herrn Hans Oliva und 

Günter Schlanstedt, berichten. In einer „Openspace-Veranstaltung konnte an 8 

Marktständen alles rund um das Thema diskutiert werden. Die Fachtagung hat wichtige 

Erkenntnisse für die Gesamtbewertung des neuen Hilfeplanverfahrens erbracht. 

 

Derzeit wird das neue Hilfeplanverfahren im Kreis Paderborn und in der Stadt Hagen 

erprobt. Welche Veränderungen sich ergeben, wird im Vergleich mit der Stadt Herne und 

dem Ennepe-Ruhr-Kreis ermittelt, bei denen das bisherige Verfahren unverändert 

fortgeführt wird. Regelmäßig werden die Projektfortschritte in Arbeitsgruppen mit den 

Mitgliedskörperschaften, der Freien Wohlfahrtspflege und der Selbsthilfe bewertet.  

 

Schade eigentlich, dass über 220 Anmeldungen nicht berücksichtigt werden konnten. Die 

beigefügte Tagungsdokumentation soll allen  Interessierten Gelegenheit geben, sich über 

die Tagung zu informieren.  
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2. Programmablauf 

 
Moderation Herr Michael Wedershoven 
 
09:30 Uhr ANMELDUNG 
 
10:00 Uhr 

 
Begrüßung und Einführung 
Matthias Münning 
LWL-Sozialdezernent 
 

 
10:15 Uhr 

 
Maßstäbe für die Hilfeplanung 
Dr. Heinz Jaschke  
ceus-consulting  
 

10:45 Uhr PAUSE 
 
11:15 Uhr 

 
Themen-Marktplatz 
Sie haben Gelegenheit sich zu ausgewählten Themen zu informieren und 
diese vertieft zu diskutieren  
 

13:00 Uhr MITTAGSPAUSE 
 
13:45 Uhr 

 
Teilhabe2012 – Das weiterentwickelte LWL-Hilfeplanverfahren  
Andreas Dahlhaus, Claudia Bergmann, Andrea Hoffmann 
LWL Projekt Teilhabe2012  

 
14:30 Uhr 

 
Die Evaluation des neuen LWL-Hilfeplanverfahrens 
Günter Schlanstedt  
FOGS, Gesellschaft für Forschung und Beratung im Gesundheits- und 
Sozialbereich mbH 
  

 
15:00 Uhr 

 
Plenum 
 

16:00 Uhr  Ende der Veranstaltung 
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3. Begrüßung und Einführung 

Matthias Münning, LWL-Sozialdezernent 
 
Landesrat Matthias Münning heißt die Anwesenden herzlich willkommen. 

 

Mehr Menschen mit wesentlicher 

Behinderung sollen inklusiv 

wohnen. Dies bedeutet vor allem, 

dass mehr Menschen mit 

Behinderung das Leben in der 

eigenen Häuslichkeit ermöglicht 

wird. Wie aber wird festgestellt, 

welche Hilfen erforderlich sind? 

Welchen Maßstäben muss das 

Verfahren des Leistungsträgers 

genügen?  

 

Wie wendet man die Maßstäbe so an, dass sie praxistauglich werden? Welche Ideen hat 

der LWL für das neue Verfahren entwickelt und erprobt? Wie bewähren sich die Ideen in 

der Praxis? Wie ist die Sicht von externen Beratern? 

 

Mit diesen Fragestellungen hat sich der LWL auf den Weg gemacht.  

Unter Federführung des LWL-Projektteams Teilhabe2012 und mit der Unterstützung einer 

externen Begleitung – der Gesellschaft für Forschung und Beratung im Gesundheits- und 

Sozialbereich mbH (FOGS) und der Gesellschaft für Managementberatung und 

Organisationsentwicklung mbH (ceus consulting) beide aus Köln – werden die 

Rahmenbedingungen, Verfahren und Instrumente eines weiterentwickelten 

Hilfeplanverfahrens in der Stadt Hagen und im Kreis Paderborn ausprobiert und bewertet.  

Am Ende des Jahres werden wichtige Erkenntnisse zum Instrument vorliegen. Nicht alle 

Fragestellungen werden schon abschließend beantwortet werden können.  Der LWL geht  

daher davon aus, dass am Ende des Projektes deutlich sein wird mit welchen 

Fragestellungen der LWL  sich vertieft auseinandersetzen muss. Aktuell steht der LWL 

mitten im Prozess, an dem er mit dieser Tagung teilhaben lassen möchte. 
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4. Maßstäbe für die Hilfeplanung 

Dr. Heinz Jaschke, ceus-consulting 
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5. Themen-Marktplatz 

 
An acht Themenständen gab es Gelegenheit, über ausgewählte Fragestellungen ins 

Gespräch zu kommen. Es handelte sich um die Themen: 

 

• Was ist erreicht – wo geht es hin Richtung Inklusion 

• „Ich bin mehr“ - ICF- eine veränderte Sicht auf den Bedarf 

• „Ich will – ich soll“ - Ziele formulieren und vereinbaren 

• „Ich finde Hilfen vor Ort“ - Sozialräumliche Planung und Hilfeplanverfahren 

• „Ich habe ein Netz von Hilfen“ - Selbsthilfe und individuelle Netzwerke 

Nachrangigkeitsgrundsatz 

• „Es geht um mich“ - Personenzentrierung als Grundsatz der Hilfeplanung 

• „Ich bin gefragt“ -Teilhabe des Menschen mit Behinderung 

• „Ich nehme teil“ - Hilfeplanung mit  Blickrichtung Inklusion 
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5.1 Präsentation zur Fragestellung  
„Was ist erreicht – wo geht es hin  - Richtung Inklusion“ 
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5.2 „Marktstand-Thesen“ 

 
Die drei wesentlichen Gesprächsergebnisse zu jedem Marktstand sind in den folgenden 

Folien zusammengefasst. Daraus ergeben sich auch die Marktstandsbezeichnungen. 
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6. Teilhabe2012 – Das weiterentwickelte LWL-Hilfeplanverfahren 

Andreas Dahlhaus, Claudia Bergmann, Andrea Hoffmann – LWL Projekt Teilhabe2012 
 
Herr Dahlhaus stellt das in Hagen und Paderborn erprobte Hilfeplanverfahren vor. 
Die Hilfeplanerinnen geben einen kurzen persönlichen Bericht über ihre Erfahrungen. 
 

6.1 Vortrag Herr Dahlhaus zum Hilfeplanverfahren in Hagen und Paderborn 

 
 
 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 28 

 
 
 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 29 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 30 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 31 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 32 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 33 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 34 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 35 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 36 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 37 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 38 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 39 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 40 

 
 
 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 41 

 

 



LWL-Behindertenhilfe Westfalen 

Seite 42 

Erfahrungsberichte zweier LWL-Hilfeplanerinnen, die das Verfahren in Hagen und 

Paderborn anwenden.  

6.2 Bericht Frau Claudia Bergmann1 

LWL Hilfeplanerin, Mitarbeiterin im Projekt Teilhabe2012: 
 
„Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Hinblick auf die soeben von Herrn Dahlhaus vorgestellten Informationen werde ich nun 

über meine Erfahrungen aus der Erprobung des weiterentwickelten Hilfeplanverfahrens in 

der Praxis berichten und auf einige besondere Aspekte im Folgenden näher eingehen. 

 

Ich möchte mich Ihnen zunächst kurz vorstellen: Mein Name ist Claudia Bergmann, ich 

bin seit Einführung des Hilfeplanverfahrens beim LWL im Juli 2003 als Hilfeplanerin tätig 

und war in dieser Funktion schon für verschiedene Regionen in Westfalen-Lippe 

zuständig. Seit Juli 2009 bin ich darüber hinaus Mitarbeiterin im Projekt Teilhabe2012 und 

habe dort an der Weiterentwicklung des Hilfeplanverfahrens mitgewirkt. Dieses neu 

entwickelte Verfahren wird in diesem Jahr in der Praxis erprobt. Hier unterstütze ich seit 

Januar 2011 in der Stadt Hagen den eigentlich dort zuständigen Hilfeplaner Herrn 

Lambrecht. 

 

In meinem Erfahrungsbericht möchte ich Ihnen einige Unterschiede im Vergleich zum 

bisherigen Verfahren aufzeigen. Was mir von Beginn der Erprobung an sehr deutlich 

geworden ist, sind die Veränderungen im Dialog mit den antragstellenden Personen, also 

den Menschen mit Behinderungen. 

 

Im bisherigen Verfahren habe ich schon im Vorfeld eines Hilfeplangespräches viele 

Informationen erhalten, die mir zumindest im Ansatz schon eine Beurteilung des Antrages 

erlaubten. Es war vor der Hilfeplankonferenz zu prüfen, ob die antragstellende Person 

dem Grunde nach die persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen erfüllt. Durch 

die Beschreibung des jeweiligen Hilfebedarfes konnte ich mir in der Regel auch vor dem 

                                            
1 Es gilt das gesprochene Wort 
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Gespräch schon ein Bild von der Person, ihren Lebensumständen und dem Grund der 

Antragstellung machen. 

 

Dies ist im neuen Verfahren deutlich anders. Ich treffe auf einen Menschen, von dem ich 

oft nur den Namen, das Geburtsdatum und die Anschrift kenne. Meistens gibt es zwar 

außerdem schon Hinweise auf Art und Umfang einer Behinderung, mal aber eben auch 

nicht. Alles, was ich über den Menschen wissen muss, erarbeite ich nun mit ihm 

zusammen. Dafür nehme ich mir Zeit. Nicht wie bislang 20 oder 30 Minuten, sondern eine 

Stunde oder auch anderthalb. Wenn Unterlagen fehlen oder etwas anderes noch geklärt 

werden muss, wenn ich Rücksprache mit beteiligten Dritten halten oder eine optionale 

Hilfeplankonferenz einberufen will, werden weitere Termine vereinbart. 

 

Herr Lambrecht und ich haben im Sozialen Rathaus in Hagen einen eigenen Büroraum 

zur Verfügung. Die Gesprächsatmosphäre dort ist deutlich anders als in den bisherigen 

Hilfeplankonferenzen. Den Menschen mit Behinderung erwartet kein großer 

Gesprächskreis - nicht 4, 5 oder sogar noch mehr Personen. Sie sind zunächst mit mir 

alleine - wenn nicht gerade jemand aus dem Projekt oder der wissenschaftlichen 

Begleitung anwesend ist. Es ist eine insgesamt ruhigere Gesprächssituation. Ich habe 

den Eindruck, dass die Klienten nicht so angespannt sind bzw. die Anspannung doch 

schnell nachlässt, wenn das Gespräch erst mal begonnen hat und dann im Fluss ist. 

 

Deutlich wird, dass ich den Dialog viel aktiver gestalten muss als bislang. Im bisherigen 

Verfahren hat man in der Hilfeplankonferenz in der Regel gezielt die Punkte 

angesprochen, die noch ungeklärt waren. Nun gilt es aus meiner Sicht erst mal eine 

Atmosphäre zu schaffen, in dem der Mensch sein Anliegen in Ruhe vortragen kann.  

 

In der Befragung rund um den Basisbogen versuche ich zunächst, eine Art Anamnese zu 

erstellen - welche aktuelle Wohnsituation gibt es, welche Hilfen gab es in der 

Vergangenheit schon, welche Behinderung ist ursächlich für Teilhabeeinschränkungen, 

welche Gründe führen zu der Antragstellung? Dabei gilt es auch, möglichst schnell ein 

Gefühl dafür zu bekommen, auf welche Art und Weise man die Person am besten 
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anspricht. Wie müssen Fragen formuliert sein, damit der Klient mich versteht und sich 

auch seinerseits auf das Gespräch einlassen kann?   

 

Die größere Herausforderung ist allerdings die eigentliche Bedarfserhebung. Ich muss 

sicherstellen, dass alle Lebensbereiche ausführlich und umfassend betrachtet werden. 

Und hier wird der Unterschied zum bisherigen Verfahren sehr deutlich: Wie komme ich an 

die wesentlichen Informationen in Bereichen, über die zu sprechen den Menschen mit 

Behinderung schwer fällt? Wie stelle ich Partizipation sicher, wenn ein Mensch mit 

Behinderung nur eingeschränkt oder gar nicht kommunizieren kann? Wie erfahre ich von 

wesentlichen Problemen in verschiedenen Lebensbereichen, die schambesetzt sind, die 

traurig machen, die man am liebsten verdrängen würde, die man vielleicht auch nicht 

wahrhaben will oder die man selbst gar nicht erfassen kann?  

 

Im bisherigen Verfahren habe ich es zum Beispiel oft vermieden, Personen auf Gewalt- 

oder Missbrauchserfahrungen anzusprechen. Es ging aus den Unterlagen hervor, alle am 

Verfahren Beteiligten hatten diese Information, und der daraus resultierende Hilfebedarf 

war häufig nachvollziehbar.  

 

Im Erprobungsverfahren muss ich erst behutsam herausfinden, ob der Erkrankung bzw. 

Behinderung traumatisierende Erlebnisse zugrunde liegen, die auch aktuell noch eine 

Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft verhindern. Einmal war ich sehr überrascht, als 

eine Klientin mir ohne entsprechende Nachfrage frei heraus erklärte, Opfer von 

sexualisierter Gewalt geworden zu sein. Ansonsten muss man sich aber eher vorsichtig 

an bestimmte Bereiche herantasten, denn schließlich soll die Bedarfserhebung nicht zur 

Destabilisierung der antragstellenden Person mit entsprechenden Reaktionen wie z. B. 

Weinen führen. 

 

Das kam zwar auch in den bisherigen Hilfeplankonferenzen mal vor, aber ich habe das 

Gefühl, den Menschen jetzt im Gespräch näher zu sein und deswegen noch behutsamer 

vorgehen zu müssen. Ich muss sie ermutigen, mir ihr Leben und ihre Situation 

darzulegen, sich auch auf mich und meine Befragung einzulassen, was je nach Art und 

Schwere der Behinderung nicht einfach ist.  
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Auf Seiten der Hilfeplanung erfordert das viel Erfahrung im Umgang mit den Klienten. 

Man muss die Zielgruppen kennen, die Behinderungsbilder, die daraus resultierende 

Symptomatik und die damit einhergehenden Teilhabeeinschränkungen. Die 

Gesprächssituation ist oft sehr komplex und muss sich an den Fähigkeiten der Person mit 

Behinderung orientieren. Reicht die Konzentrationsfähigkeit noch aus, kann die 

antragstellende Person die Situation noch aushalten? Es ist auch schon vorgekommen, 

dass Menschen das Büro verlassen haben, weil es ihnen zuviel wurde. Oder die 

Vertrauensperson musste im Weiteren den Hauptanteil des Gespräches übernehmen. 

 

Die meisten antragstellenden Personen kommen nicht alleine. Sie bringen jemanden mit, 

dem sie vertrauen. Das kann der rechtliche Betreuer sein, eine Bezugsperson aus einer 

abgebenden Einrichtung, jemand aus der Familie, vom Sozialdienst der Klinik oder auch 

von dem Anbieter, bei dem schon ein Vorgespräch geführt wurde. Ich fand es von Anfang 

an sehr hilfreich, wenn  jemand dabei ist, der Informationen des Menschen mit 

Behinderung ergänzen oder ggf. auch korrigieren kann, wenn Eigen- und 

Fremdwahrnehmung voneinander abweichen. Dennoch habe ich in Gesprächssituationen 

immer wieder das Gefühl, kein rundes Bild von jemandem zu bekommen, nicht alles für 

mich Notwendige über die Person erfahren zu haben.  

 

Folgendes Beispiel gab mir in diesem Zusammenhang zu denken. Ich habe eine 

ausführliche Bedarfserhebung mit einer psychisch behinderten Frau und ihrer rechtlichen 

Betreuerin gemacht, wir haben dabei über alle Lebensbereiche gesprochen. Unter 

anderem ging es auch um den Umgang mit Geld und mir wurde deutlich, dass ein 

Hilfebedarf in Sachen Geldeinteilung und Geldverwendung vorlag. Im Rahmen weiterer 

Sachverhaltsaufklärung – es lagen noch keine ärztlichen Unterlagen vor und wir hatten 

vereinbart, dass ich diese direkt bei der Klinik anfordere – habe ich dann erfahren, dass 

zusätzlich zu der psychischen Erkrankung auch eine Automatenspielsucht bestand und 

dass der Umgang mit Geld vor allem deswegen schwierig war.  

 

Ich war einigermaßen überrascht, denn das Thema Sucht war in den anderthalb Stunden 

unseres Gespräches überhaupt nicht relevant gewesen. Ich hatte mich zwar nach dem 

Konsum von Suchtmitteln erkundigt, aber nachdem dies verneint wurde, habe ich diesen 
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Bereich nicht weiter verfolgt. Die Frage ist hier allerdings, ob das letztlich zu einer 

anderen Beurteilung des Unterstützungsbedarfes und damit einem anderen Umfang einer 

Leistungsgewährung geführt hätte, denn die Einschränkung des Funktionsniveaus im 

Umgang mit Geld und die Notwendigkeit einer entsprechenden Unterstützung waren mir 

bereits vorher deutlich geworden. 

 

Man darf dabei eben auch nicht verkennen, welche Auswirkungen die veränderte 

Gesprächssituation auf mich und meine Rolle als Hilfeplanerin hat. Ziel der 

Bedarfserhebung ist es, eine möglichst objektive und umfassende Sichtweise auf die 

antragstellende Person und ihre aktuelle persönliche Situation zu bekommen. Dennoch 

ist im persönlichen Gespräch, das nun inhaltlich noch mehr in die Tiefe geht, Projektion 

nicht auszuschließen. Umso wichtiger ist es, sich dies im Rahmen von Coaching und 

kollegialer Beratung immer wieder bewusst zu machen, die Gesprächsführung darauf 

auszurichten und Erkenntnisse entsprechend zu würdigen und zu berücksichtigen. 

 

Die längere Dauer der Hilfeplangespräche und die persönliche Atmosphäre bieten aus 

meiner Sicht aber auch weitere Vorteile. Ich habe Klienten und auch Bezugspersonen 

erlebt, die für die Entwicklung von Alternativen zur ursprünglich anvisierten Wohnform 

offener waren als im bisherigen Verfahren, einfach weil ich in einigen Fällen doch zu 

einem früheren Zeitpunkt als bislang mit den Menschen mit Behinderung in Kontakt 

gekommen bin. Man konnte gemeinsam überlegen, welches Hilfesetting bzw. welche 

Wohnform den Bedürfnissen der Person unter Berücksichtigung des Grundsatzes 

"Ambulant vor stationär" am besten entspricht. So konnte ich z. B. zwei Antragstellerinnen 

mit psychischer Erkrankung, die eigentlich in ein Wohnheim ziehen wollten, in eine 

Gastfamilie vermitteln.  

 

Die eine hat das Probewohnen zwar inzwischen abgebrochen und ist in ihre Wohnung 

zurückgekehrt, die andere hat aber mittlerweile einen Betreuungsvertrag mit der 

Gastfamilie und dem LWL abgeschlossen.  

Im bisherigen Verfahren in der Hilfeplankonferenz innerhalb von 20 bis 30 Minuten 

gedanklich auf eine völlig andere Wohnform umzuschwenken hat den meisten Klienten 

meinen Erfahrungen nach oft große Schwierigkeiten bereitet.  
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Ich möchte in diesem Zusammenhang dafür werben, uns Hilfeplanerinnen und Hilfeplaner 

im Einzelfall zu einem noch früheren Zeitpunkt als bislang an Überlegungen zu einer 

betreuten Wohnform teilhaben zu lassen, und sich nicht erst dann zu melden, wenn ein 

Platz frei und eine Entscheidung für die Kostenübernahme eilig ist. Denn gerade das 

weiterentwickelte Verfahren legt den Fokus stärker als bislang auf die Beratung zu den 

verschiedenen Wohnhilfen. 

 

Noch ein Wort zur optionalen Hilfeplankonferenz: Nachdem im ersten Halbjahr 2011 so 

gut wie keine stattgefunden hat, da auch wir uns erst mal in das neue Verfahren einfinden 

mussten, habe ich inzwischen die entsprechende Zusammenarbeit mit dem örtlichen 

Sozialhilfeträger wieder intensiviert. Durch die räumliche Nähe gibt es ohnehin kurze 

Informationswege sowohl zum Gesundheitsamt als auch zum Sozialamt der Stadt Hagen.  

 

Ich habe nun bislang immer dann eine fallbezogene optionale Hilfeplankonferenz 

einberufen, wenn ich für mich im Hinblick auf die bisherige Bedarfserhebung 

Besprechungsbedarf gesehen habe, z. B. weil der Sozialpsychiatrische Dienst schon im 

Vorfeld beteiligt war, weil ich mich in Bezug auf ergänzende oder vorrangige Hilfen 

beraten wollte oder weil die Notwendigkeit einer Leistungsgewährung grundsätzlich 

fraglich war. 

 

Insgesamt betrachtet muss man sagen, dass das jetzt entwickelte Verfahren in der Praxis 

für mich als Hilfeplanerin in einiger Hinsicht Veränderungen mit sich gebracht hat, die sich 

als Herausforderung dargestellt, meine Tätigkeit inhaltlich aber auch bereichert haben. 

Dies betrifft insbesondere die Kommunikation mit den Antragstellerinnen und 

Antragstellern.  

 

Ich hoffe daher, dass auch diese Erkenntnisse aus der Erprobung sich in einem 

zukünftigen Hilfeplanverfahren wiederfinden werden. 

 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!“ 
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6.3 Bericht Frau Andrea Hoffmann2  

LWL Hilfeplanerin, Mitarbeiterin im Projekt Teilhabe2012: 
 

„Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wie von Herrn Dahlhaus angekündigt, möchte ich Ihnen gerne von meinen Erfahrungen 

im Rahmen der Erprobung berichten. 

 

Mein Name ist Andrea Hoffmann und ich arbeite seit April 2004 als Hilfeplanerin in der 

Abteilung LWL-Behindertenhilfe. Neben meiner Tätigkeit als Hilfeplanerin für den Kreis 

Steinfurt habe ich in den letzten 2 Jahren im Rahmen des Projekts an der 

Weiterentwicklung des Hilfeplanverfahrens mitgearbeitet.  

Seit dem 01.01.2011 unterstütze ich meine Kollegin Frau Kretschmer bei der Erprobung 

des Verfahrens im Kreis Paderborn.  

 

Eine wesentliche qualitative Veränderung des Hilfeplanverfahrens ist aus meiner Sicht die 

Einführung der Leistungsabsprache. In der Leistungsabsprache werden die mit dem 

Leistungsempfänger erarbeiteten Ziele festgehalten. Sie hat daher für den Klienten den 

Stellenwert einer Zielvereinbarung.  

Im folgenden möchte ich Ihnen gerne von meinen Erfahrungen im Umgang mit dieser 

Zielvereinbarung in der Erprobung berichten.  

Ausgangspunkt ist sicherlich erst einmal die Frage: Wie entsteht diese Zielvereinbarung? 

 

Einen ersten Input liefert hierfür die persönliche Stellungnahme, die der 

Leistungssuchende in der Regel zum Gespräch mitbringt. Sie umfasst u.a. die Bereiche 

Wohnen, Arbeit und Freizeit und gibt mir erste Hinweise auf mögliche persönliche Ziele 

der Person wie zum Beispiel vorhandene Freizeitinteressen.  

 

Für die konkrete Erarbeitung der Ziele ist das persönliche Gespräch im Rahmen der 

Bedarfserhebung unentbehrlich. Im Verlauf gilt es insbesondere folgende Fragen zu 

klären: Was möchte der Antragsteller in den verschiedenen Lebensbereichen verändern? 

Gibt es Ziele, die aus Sicht beteiligter Dritter oder aus meiner Sicht sinnvoll sind, um die 
                                            
2 Es gilt das gesprochene Wort 
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Ziele der Eingliederungshilfe zu erreichen? Und in welcher Reihenfolge ist eine 

Erarbeitung der Ziele notwendig bzw. sinnvoll? 

 

Der Gesprächsablauf orientiert sich in der Regel an den verschiedenen Lebensbereichen. 

Das Bedarfserhebungsinstrument wird von mir hierfür als Gesprächsleitfaden genutzt. Pro 

Lebensbereich werden mögliche Veränderungswünsche und daraus resultierende Ziele 

des Leistungssuchenden sowie seine Fähigkeiten und Funktionseinschränkungen erfragt. 

Hierbei fließen auch die Vorstellungen und Ideen der anderen Beteiligten - wie zum 

Beispiel des rechtlichen Betreuers - mit ein. Als Ergebnis dieses Diskurses werden die 

individuellen in den einzelnen Lebensbereichen bestehenden kurz- und mittel- bis 

langfristigen Ziele formuliert.  

 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass die ersten vom Antragsteller genannten Ziele in der 

Regel eher mittel- bis langfristige Ziele sind. Als Beispiele sind hier die „selbständige 

Haushaltsführung“ oder die „psychische Stabilität“ zu nennen. Personen, die zuvor an 

einer medizinischen Rehabilitation teilgenommen haben und sich im Rahmen der 

Behandlung dort mit ihrer weiteren Wohn- und Lebenssituation auseinandergesetzt 

haben, sind in der Regel eher in der Lage, Ziele für sich zu benennen.  

Um zu kurzfristigen Zielen für den jeweiligen Bewilligungszeitraum zu kommen, besteht 

daher im Gespräch die Notwendigkeit, gemeinsam eine Konkretisierung der Ziele – d.h. 

„Zwischenziele“ - zu erarbeiten. Bezogen auf die „Selbständige Haushaltsführung“ kann 

hierzu z.B. die selbständige Zubereitung eines Gerichtes gehören.  

Im Bereich „Psychische Stabilisierung“ kann es hierfür zum Beispiel zunächst einmal 

erforderlich sein, dass die Facharzttermine mit Unterstützung regelmäßig wahrgenommen 

werden.   

 

Die Erarbeitung der Ziele der Wohnhilfe nimmt aus meiner Sicht einen viel größeren 

Raum ein als im bisherigen Hilfeplanverfahren. Bei einer Dauer von 20 bis 30 Minuten 

kann sich das Gespräch häufig nur auf die Beschreibung von Fähigkeiten und 

Funktionseinschränkungen und die entsprechende Überprüfung der Plausibiliät der 

vorgelegten Ziel- und Maßnahmeplanung beschränken. Im Rahmen der Erprobung in 
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Paderborn findet das Gespräch hingegen in der Regel in einem zeitlichen Rahmen von 90 

Minuten statt. 

  

Die Formulierung von Zielen stellte für mich zu Beginn der Erprobung vor rd. 8,5 Monaten 

eine große Herausforderung dar. Wenn ich heute im Rahmen der 

Zielerreichungsgespräche meine ersten Zielvereinbarungen wieder vor mir liegen habe, 

fällt mir auf, dass die Ziele zu Beginn häufig nicht den SMART-Kriterien entsprachen – 

also weder spezifisch, messbar, attraktiv, realistisch noch terminiert waren. Auch eine 

klare Trennung zwischen Zielen und Maßnahmen war oft bei den Formulierungen nicht 

erkennbar. Die in der Zwischenzeit durchgeführten internen Workshops haben mir 

persönlich an dieser Stelle mehr Sicherheit geben können. 

 

Im Gespräch werden die Inhalte und ggf. die Priorität der Ziele vorbesprochen. Für die 

praktische Umsetzung nutze ich in der Regel die Möglichkeit einer kurzen Unterbrechung 

des Gespräches. Danach gehe ich die Zielvereinbarung im einzelnen mit den Beteiligen 

noch einmal durch, um ggf. Veränderungswünsche noch aufnehmen zu können. Zum 

Abschluss wird die Zielvereinbarung von allen am Gespräch beteiligten Personen 

unterschrieben und ausgehändigt. Die schriftliche Fixierung der Ziele trägt zur Klarheit bei 

und durch die Unterschrift der Vereinbarung wird eine höhere Verbindlichkeit erreicht. 

 

Zu Beginn der Erprobung wurden in der Vereinbarung neben den Zielen auch die 

zugehörigen Maßnahmen formuliert. Die Erarbeitung und Beschreibung der Maßnahmen 

fällt in die weitere individuelle Förderplanung des Leistungserbringers. Daher ist nach 

einer kurzen Zeit der Erprobung die Darstellung der Maßnahmen, die an dieser Stelle vor 

diesem Hintergrund nur rudimentär ausfallen konnte, weggefallen.  

Stattdessen wurden neben den kurzfristigen Zielen nun auch die langfristigen Ziele im 

Sinne einer Perspektivplanung aufgenommen. Hier kann zum Beispiel neben der 

zunächst kurzfristig geplanten Aufnahme eines 1,- Euro-Jobs als langfristiges Ziel die 

Aufnahme einer Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt genannt werden.  

 

Auch im bisherigen Verfahren wurden in Einzelfällen Ziele – wie zum Beispiel die 

Anbindung an eine Suchtberatungsstelle - formuliert. Diese wurden allerdings in der 
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Regel einseitig – d.h. von der Hilfeplankonferenz – vorgegeben und wurden vom Klienten 

häufig als „Auflage“ verstanden. Dies hatte aus meiner Sicht oft allerdings zur Folge, dass 

das Ziel vom Klienten kaum akzeptiert wurde und der „Erfolg“ im Sinne einer 

Zielerreichung eher gering war.  

Inwieweit der Abschluss einer gemeinsamen Zielvereinbarung - wie im erprobten 

Verfahren – sich positiv auf die Mitwirkungsbereitschaft und Motivation des Klienten 

auswirkt, kann ich zum jetzigen Zeitpunkt aufgrund der wenigen durchgeführten 

Gespräche zur Einschätzung der Zielerreichung nicht angemessen beurteilen. Hierfür 

müssen sicherlich die weiteren Erfahrungen aus den Zielerreichungsgesprächen in den 

nächsten Monaten abgewartet werden. Die Erfahrungen aus den ersten Gesprächen sind 

diesbezüglich allerdings positiv: 

Eine Klientin berichtete mir zum Beispiel im Rahmen des Gespräches nach 6 Monaten, 

dass sie – wie ursprünglich vereinbart – an Freizeitangeboten des Leistungserbringers 

teilgenommen hatte, nachdem sie zuvor jahrelang so gut wie nie alleine das Haus 

verlassen hatte und soziale Kontakte gemieden hatte. Als Ziel für den nächsten 

Bewilligungszeitraum formulierte sie dann von sich aus, selbständig einen nahegelegenen 

Park aufsuchen zu können.  

  

Ziel der Weiterentwicklung des bisherigen Hilfeplanverfahrens im Rahmen des Projektes 

war insbesondere die stärkere Einbeziehung des Menschen mit Behinderung.  

Zu Beginn der Erprobung stellte sich für mich die Frage, inwieweit es gelingen würde, den 

Antragsteller in die Erarbeitung der Leistungsabsprache einzubeziehen und letztendlich 

eine entsprechende Vereinbarung zu treffen. 

In Rahmen der Erprobung in Paderborn habe ich bisher in insgesamt drei Fällen keine 

Zielvereinbarung abgeschlossen. Zwei Personen waren aufgrund erheblicher kognitiver 

Einschränkungen nicht in der Lage, persönliche Ziele für sich zu formulieren sowie den 

Inhalt und die Bedeutung der Zielvereinbarung für die weitere individuelle Förderung zu 

verstehen.  

Im Verlauf des Gespräches mit einem psychisch erkrankten Mann stellte sich heraus, 

dass allein mein Interesse als Kostenträger an seiner aktuellen und zukünftigen 

Lebenssituation aufgrund früherer Erfahrungen mit der Psychiatrie und mit Behörden in 
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Russland angstauslösend war und der Abschluss einer Zielvereinbarung für die weitere 

Entwicklung daher sicherlich nicht förderlich gewesen wäre.  

Trotz aller Partizipationsbemühungen habe ich feststellen müssen, dass es aus den 

unterschiedlichsten Gründen nicht in jedem Einzelfall möglich sein wird, eine individuelle 

Zielvereinbarung abzuschließen.  

 

Die Zielvereinbarung ist – wie Herr Dahlhaus bereits dargelegt hat – Grundlage für die 

spätere Einschätzung zur Zielerreichung.  

Im bisherigen Verfahren wurde für die Entscheidung über die Verlängerung von 

Leistungen der Bericht bzw. die eingereichte Ziel- und Maßnahmeplanung des 

Leistungserbringers genutzt. 

Grundlage für den Bericht ist in der Erprobung die Zielvereinbarung, die auch für den 

Wiedereinstieg in das Gespräch herangezogen wird.  

In den wenigen bisher durchgeführten Zielerreichungsgesprächen habe ich die Erfahrung 

gemacht, dass die ursprünglich formulierten Ziele in der Regel in die weitere individuelle 

Förderplanung des Leistungserbringers übernommen werden konnten. Punktuell war eine 

Anpassung erforderlich.   

Der Grad der Zielerreichung ist in diesen Fällen individuell sehr unterschiedlich gewesen. 

Unter anderem ist dies aus meiner Sicht auch davon abhängig gewesen, inwieweit es in 

der Zielvereinbarung gelungen ist, das Ziel konkret genug zu formulieren.  

 

Die Einführung der Zielvereinbarung hat für mich als Hilfeplanerin wesentliche 

Auswirkungen auf den Inhalt und den Ablauf der Gespräche. Der für die Erarbeitung 

notwendige Diskurs stellt eine Herausforderung für alle Beteiligten am Verfahren dar. Die 

Zielvereinbarung bietet durch die gemeinsame Erarbeitung und die schriftliche Fixierung 

letztendlich aus meiner Sicht allerdings die Möglichkeit, dem Klienten bzw. seinem 

rechtlichen Vertreter, dem Leistungserbringer aber auch dem Kostenträger ein Stück weit 

mehr Klarheit über den Inhalt und die Ziele der Wohnhilfe zu verschaffen. Ich wünsche 

mir daher, dass die Zielvereinbarung und die hiermit verbundene stärkere Beteiligung des 

Menschen mit Behinderung auch in einem zukünftigen Hilfeplanverfahren in Westfalen-

Lippe ausreichend Berücksichtigung findet.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.“  
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7. Die Evaluation des neuen LWL-Hilfeplanverfahrens 

Günter Schlanstedt, FOGS - Gesellschaft für Forschung und Beratung im 
Gesundheits- und Sozialbereich mbH - 
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8. Plenum – Wortbeiträge der Teilnehmer 

 
Nach einer kurzen Pause eröffnet Herr Wedershoven die Möglichkeit zu Wortmeldungen. 

Auf die geplante Vorstellung der Marktplatzthesen wird verzichtet – diese sind unter Punkt 

5 dokumentiert. 

 

Herr Zeppenfeld (Kreis Olpe) merkt an, dass dem Anbieter  - wie aus den Vorträgen der 

Hilfeplanerinnen zu entnehmen gewesen sei -, auch im neuen Verfahren eine besondere 

Rolle als Begleiter und Unterstützer des Betroffenen zukäme. Herr Münning erläutert 

daraufhin die Rechtslage. Selbstverständlich könne der Hilfeempfänger eine Person 

seines Vertrauens mitbringen. Nach § 11 Abs. 5 SGB XII sei der Träger der Sozialhilfe 

sogar verpflichtet, zunächst auf das Beratungs- und Unterstützungsangebot der Freien 

Wohlfahrtspflege hinzuweisen. Neu am Verfahren sei aber, dass der Hilfeplan nicht mehr 

vom Träger sondern vom LWL geschrieben werde. Dies sei der Paradigmenwechsel. 

 

Auf den Hinweis von Frau Gödicke (Diakonie Rheinland Westfalen-Lippe), dass die 

Einberufung einer Hilfeplankonferenz in die Subjektivität des LWL-Hilfeplaners gestellt 

sei, erläutert Herr Oliva von der Firma FOGS, dass dieser Aspekt in der Evaluation näher 

begutachtet werde. Darüber hinaus merkt Frau Gödicke an, dass der Prozess von der 

Bedarfserhebung bis zur Festlegung der tatsächlichen Leistung, z.B. Höhe der 

Fachleistungsstunden/Woche, nicht ausreichend transparent zu sein scheint. 

 

Die Rolle der Hilfeplankonferenz wird auch von Frau Anger (Dezernentin, Stadt Bochum) als 

kritisch angesehen. Außerdem regt Frau Anger an, einen Vergleich der Kostenentwicklung des 

bisherigen Systems und des in Hagen und Paderborn erprobten Verfahrens anzustreben. Darauf, 

dass für einen solchen Vergleich die Evaluationsdatenbasis zu gering sein könnte, verweist die 

Firma FOGS. Gleichwohl werde das Projekt die Grundlagen erarbeiten, damit eine wirtschaftliche 

Bewertung vorgenommen werden könne. 
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Herr Oliva von der Firma FOGS, fasst die Kritikpunkte, mit denen sich FOGS/ceus im weiteren 

Verlauf der wissenschaftlichen Begleitung vertieft auseinandersetzen wird, noch einmal 

zusammen. Es handelt sich dabei um eine Betrachtung der Einberufung von Hilfeplankonferenzen, 

der Durchführung von Haus- bzw. Einrichtungsbesuchen, sowie der Einbindung/Beteiligung des 

Sozialamtes und/oder der Sozialpsychiatrischen Dienste. Signifikante Erkenntnisse zu 

Kostenentwicklungen werden bis zum Jahresende nicht erwartet. Dafür sei der Zeitraum von 4 

Monaten Erprobung und der sich anschließenden ca. 8 monatigen Evaluation zu kurz. 

 

Frau Bonzio (Stadt Bielefeld) äußert die Sorge, dass das Verfahren zu sehr auf das Ambulant 

Betreute Wohnen abstellen könne. Das Verfahren beinhalte einen sehr guten Ansatz in 

ausreichender Zeit zusammen mit dem Betroffenen den Bedarf zu erörtern. Sie stellt die Frage, ob 

die Vernetzung zu anderen Hilfen, z.B. auch Pflege, ausreichend berücksichtigt sei. 

 

Herr Rahe (Der Paritätische in NRW) bezeichnet das in Hagen und Paderborn durchgeführte 

Verfahren  als qualitativ gut angelegtes System, weist jedoch darauf hin, dass das Verfahren 

gemeinsam mit den Anbietern bedient werden solle, da hier die Qualifikationen und Kompetenzen 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorhanden seien. 

 

Auf die Nachfrage von Herrn Helling (KIM - Soziale Arbeit e. V.), ob es gewollt sei, dass man in 

Hagen Erstgespräch und Bedarfserhebungsgespräch im Gegensatz zu Paderborn fast immer 

trenne, erläutert Herr Dahlhaus, dass dieses den wesentlich höheren Fallzahlen in Paderborn 

geschuldet sei. Für die Evaluation wird man Erkenntnisse aus den unterschiedlichen Verfahren 

ziehen können. Herr Helling bemerkt, dass die Durchführung des Erst- und 

Bedarfserhebungsgespräch in Paderborn in einem Termin auch deshalb  möglich sei, da wegen 

der Unterstützung der Anbieter fast alle Unterlagen rechtzeitig beigebracht würden. 
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Herr Imorde (Lebenshilfe e.V. Bielefeld) bittet um Erläuterung, ob der Personenkreis der Menschen 

mit einer geistigen Behinderung untersucht wird. Herr Wedershoven erläutert, dass das Verfahren 

für alle Personenkreise angewendet wird,  Menschen mit einer geistigen Behinderung in der Tat im 

Vergleich zur Anzahl von psychisch Kranken und Suchtkranken bisher zahlenmäßig gering 

vertreten sind. Er gehe jedoch davon aus, dass zum Ende des Evaluationszeitraumes das 

Verfahren mit einer ausreichenden Anzahl von Personen mit einer geistigen Behinderung  

durchgeführt werden konnte. 

 

Frau Bange (Sozialpsychiatrische Initiative e. V., Paderborn) nimmt Bezug auf die von FOGS/ceus 

vorgestellten Interviews mit Anbietervertretern aus den Erprobungsregionen Hagen und 

Paderborn. Ein Interview mit ihrer Einrichtung hätte nicht stattgefunden. Herr Oliva erläutert dazu, 

dass nicht mit allen Anbietern bisher Gespräche stattgefunden haben. Über die Interviews hinaus 

haben jedoch Treffen mit den Anbietern in Paderborn und Hagen statt gefunden. Herr Dr. Jaschke 

ergänzt hierzu, dass in der 

Erprobungsphase im ersten Halbjahr 2011 

eher Stichprobeninterviews erfolgten; 

während der Evaluation im zweiten Halbjahr 

2011 werden die Interviews weiter geführt. 

 

 

 

 

 

9. Schlußwort 

Matthias Münning, LWL-Sozialdezernent 

 

Landesrat Münning bedankt sich für die Teilnahme an der Fachtagung.  

Er äußert den Wunsch den Prozess mit allen Beteiligten gemeinsam fortzuführen und 

wünscht den Anwesenden eine gute Heimreise. 


